
Bundessozialgericht

—9/40 RV 65/77 —-

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter:............................. .....

g e g e n

......oooouooooioooo........coo-nooooono-ooocloetc......

Beklagter und Revisionsbeklagter.

Das Bundessozialgericht, 9. Senat, hat ohne mündliche

Verhandlung am 28. Oktober 4980 in Berlin für Recht

erkannt: '

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts

vom 8. Juli 4977 wird zurückgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.
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Es geht um die Tragweite des Satzes, daß erwerbsunfähige

Hirnbeschädigte eine Pflegezulage (ohne den Nachweis

konkreter Hilflosigkeit) mimkstens nach Stufe I erhalten

(@ 55 Abs 1 Satz 4 des Bundesversorgungsgesetzes — BVG —).

Dem Kriegsbeschädigten wurde Versorgung wegen einer Mind—

derung der Erwerbsfähigkeit (MdB) von 400 vH gewährt. Darin

war eine besondere berufliche Betroffenheit mitberücksich—

tigt worden. Als Schädigungsfolge war neben mittelstarker

Schwerhörigkeit und Stimmbandlähmung vor allem eine Ver—
letzung des linken Großhirns mit der Folge von Hirnleistungs—

schwäche, Wesensänderungen‚ Lähmung des rechten Armes und
Wortverständnisstörungen anerkannt worden. Außerdem hatten

sich Strahlungsschäden in Gestalt eines Leberparenchym—

schadens nach Thorotrastanwendung ergeben. Dabei handelte

es sich um die Einspritzung eines Kontrastmittels, welches

das Ausmaß der 'Hirnschädigung erkennen lassen sollte.

Die Versorgungsverwaltung lehnte es ab, Pflegezulage zu
bewilligen (Bescheid vom 8. Juli 1970, Widerspruchsbescheid

vom 48. Februar 4972). Hilflos sei der Beschädigte nicht.
Die auf den cerebralen Bereich zurückzuführenden Ausfälle

seien insgesamt mit 80 vH zu bewerten, erreichten also nicht

das Ausmaß der Erwerbsunfähigkeit, die eine Beeinträchtigung

von mehr als 90 vH bedinge (@ 54 Abs 5 Satz 2 BVG). Die
Strahlungsschäden könnten nicht den typischerweise vom Ge—

hirn ausgehenden Äußerungsformen zugerechnet werden. Die

Folgen der Thorotrastanwendung beruhten zwar auf einem

diagnostischen Eingriff wegen der Hirnverletzung. Diese ur—
sächliche Verknüpfung sei aber nur eine mittelbare und

rechtfertige nicht die Gleichsetzung mit der eigentlichen

Hirnschädigung.
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Der Klage hat das Sozialgericht (SG) stattgegeben. Das

Landessozialgericht (LSG) hat das erstinstanzliche Urteil

aufgehoben und die Klage abgewiesen. Es stützt sich auf die

Auslegung, welche das Bundessozialgericht (BSG) dem 5 55'
Abs 1 Satz 4 BVG in ständiger Rechtsprechung gegeben hat

(so BSG SozR Nr 19 zu 5 35 BVG; SozR 5400 5 55 Nr 6).

Die Klägerin verfolgt als Ehefrau des inzwischen verstorbenen

Beschädigten die noch von diesem eingelegte Revision weiter.

Sie rügt die Verletzung des 5 55 Abs 4 Satz 4 BVG. Sie möchte
sowohl die Strahlenschäden als auch die Störungen auf hals—

nasen—ohrenärztlichem Gebiet der Hirnschädigung zugerechnet

wissen. Seit November 1977 — erklärt sie — sei ihr Ehemann in

einer Weise gelähmt gewesen, daß er ohne Zweifel hilflos iS

des 5 55 Abs 1 Satz 1 BVG gewesen sei. Das angefochtene Urteil

leide im übrigen an Verfahrensmängeln. Die vom Berufungs-

gericht hinzugezogenen Sachverständigen hätten es nämlich

nachweislich unterlassen, sich mit der Problematik der Ver—

arbeitung der akustischen Sinnesreize durch das geschädigte

Gehirn auseinanderzusetzen. Hierzu habe aber gerade wegen

der zusätzlichen Schwerhörigkeit besonderer Anlaß bestanden.

Dieser Gesichtspunkt wirke sich auf die Belastbarkeit des

Hirnbeschädigten und damit die Erwerbsfähigkeit aus. Die

durch die Hirnschädigung bedingte MdB im allgemeinen Erwerbs—

leben sei danach jedenfalls höher als 80 vH gewesen.

Die Klägerin beantragt,

das Berufungsurteil aufzuheben und die Be—

rufung des Beklagten gegen das erstinstanz—

liche Urteil zurückzuweisen.

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne mündliche
Verhandlung einverstanden.
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II

Die Revision der Klägerin hat keinen Erfolg.

Dem Beschädigten stand die Pflegezulage gemäß 5 55 Abs 1
Satz 4 BVG nicht schon deshalb zu, weil seine Erwerbsfähig—

keit überhaupt um mehr als 90 vH gemindert und er als er—

werbsunfähig anzusehen war. Ohne konkrete Ermittlung und

Feststellung des Ausmaßes seiner Hilflosigkeit, wie sie in

Satz 1 des 5 55 Abs 1 BVG näher umschrieben ist, hätte der

Beschädigte Anspruch auf die begehrte Leistung nur gehabt,

wenn seine Erwerbsfähigkeit allein auf der Hirnschädigung

beruht hätte (BSGE 1, 56, 57 &; SozR Nr 19 zu 5 55 BVG;

SozR 5400 5 55 Nm 6 und 40; BSG, Urteil vom 8. Juli 1980

_ 9 RV 56/79 -). In diesem Sinne ist 5 35 Abs 4 Satz 4 BVG
zu deuten, wenn auch der Wortlaut der Vorschrift eine Inter—

pretation zuzulassen scheint, die sich auf alle Erwerbs—

unfähigen mit einer Hirnsohädigung irgendeines Ausmaßes be—

zieht. Der Zweck dieser Gesetzesnorm und die mit ihr ver—

folgte Absicht erlauben es indessen nicht, unter sie Hirn—

schädigungen ohne Rücksicht auf Art und Schweregrad des
Hirnleidens zu subsumieren. Die Sonderstellung, die Hirn—

beschädigten an dieser Gesetzesstelle eingeräumt wird, nämlich

daß ihnen ohne Nachweis eines besonderen Grades der Hilf—

losigkeit Pflegezulage zugestanden wird, ist gegenüber anderen

gleich hart getroffenen Kriegsversehrten nur zu rechtfertigen,

wenn die Erwerbsfähigkeit durch die Hirnschädigung für sich

allein völlig aufgehoben ist (Deutscher Bundestag, 1. Wahlp.,
Verhandlungen des 26. Ausschusses für Kriegsopfer— und

Kriegsgefangenenfragen S. 58 D, ferner S. 59 B bis D, 159 D

und Drucks 1/1466 S. 18 zu @ 54 des Gesetzentwurfs; BSG aaO;

Urteil vom 19. Dezember 1957, BVBl 1958, 69). Bloß dann ist

es angebracht, von konkreten Ermittlungen im Hinblick auf

die Hilflosigkeit abzusehen. Das Merkmal des erwerbsunfähigen

Hirnbeschädigten ist erst verwirklicht, wenn die Erwerbsunfähig—

keit durch ein vom Gehirn ausgehendes krankhaftes Zustands—

bild mit seinen typischen — symptomatischen —
Äußerungsformen
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bedingt ist. Schädigungsfolgen an anderen, hirnfremden Organen

sind selbst dann für die Frage der Tatbestandserfüllung nicht

zu beachten, wenn sie mit der Hirnschädigung in mittelbarem

Zusammenhang stehen (BSG SozR Nr 49 zu 5 35 BVG; Urteil vom
44. Juli 4976 — 9 RV 244/75 —). Andererseits genügt es, daß

die Hirnschädigung als mittelbare Folge einer anderen Ver—

letzung eingetreten ist, wie im vorliegenden Falle durch den

Verschluß der linken Halsschlagader nach Granatsplitter—

verletzung (BSGE 8, 450, 454; BSG vom 8. Juli 4980 » 9 RV

36/79 -). Der Hirnschaden muß also nicht durch eine äußere

Gewalteinwirkung hervorgerufen worden sein.

Bei den sonach zu stellenden Anforderungen verwirkliché die

Hirnschädigung des Ehemanns der Klägerin nicht den Tatbestand

der Erwerbsunfähigkeit. Das Berufungsgericht mußte aufgrund

der von ihm getroffenen Feststellungen unter Beachtung dieser

Interpretationades % 55 Abs 4 Satz 4 BVG die Schwerhörig—

keit und die Stimmbandlähmung bei Festsetzung des Grades

der MdE für die Hirnschädigung außer acht lassen. Die Hoch—

tonschwerhörigkeit und die Stimmbandlähmung stehen nämlich

nicht mit der Hirnschädigung in einem direkten Zusammenhang.

Selbst wenn eine durch die Hirnerkrankung bedingte zentrale

Hörschädigung vorgelegen hätte, würde die kaum meßbare Be—

einträchtigung der Erwerbsfähigkeit hierfür nicht die Gesamt—

MdE von 80 vH erhöhen können. Das LSG hat mit dieser Be—

wertung nicht die Grenzen der ihm gesetzten richterlichen

Überzeugungsbildung überschritten (% 428 Abs 4 Satz 4 des
Sozialgerichtsgesetzes —SGG—).Es hat die wesentlichen
Umstände unter Bezugnahme auf die medizinischen Gutachten

und Stellungnahmen gewürdigt und umfassendbegründet. Es

konnte sich dabei ua auf das Gutachten des Prof. Dr.

G stützen, der sich im einzelnen mit der starken Ver-

langsamung und der Antriebs— sowie Initiativschwäche des

Beschädigten auseinandergesetzt hatte. Er nahm ein hirn—

organisches Psychosyndrom als bestehend an. Die Bewertung

der mittelschweren bis schweren Wesenänderung und der Hirn—

leistungsschwäche mit einer MdE von 80 vH läßt einen Rechts—
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fehler nicht erkennen. Hinzu kommt, daß die Thorotrastschäden

und die dadurch verursachten neurologischen Ausfälle das Ge—

hirn selbst und seine Funktionen nicht angegriffen haben. In

dieser Beziehung sind die Feststellungen im Berufungsurteil

jedenfalls nicht substantiiert in Frage gestellt worden.

Unabhängig davon durften die Strahlungsschäden nach Thoro—

trastanwendung bei Prüfung der Frage, ob eine Erwerbsunfähig—

keit der Hirnschädigung als solcher anzulasten sei, nicht ins

Gewicht fallen. Diese Gesundheitsschäden sind zwar das Resul—

tat eines Diagnosevorgangs, der zur Erkenntnis der Hirnschä—

digung und ihres Ausmaßes vorgenommen worden war. Thorotrast,

das wegen seiner Gefährlichkeit nicht mehr gebräuchlich ist,

lagert sich im Körper ab und kann im Laufe der Jahre zu

schwersten körperlichen Schäden führen (vgl Zahnert, Organ—

schäden bei Personen mit Thorotrastinkorporation und bei

Uranbergwerksarbeiürn im Versorgungsbereich Baden—Württemberg,

MedSach 1967, 251, 252 ff, 265 ff). Die infolge von Unter—
suchungen eingetretenen Erkrankungen stellen insoweit mittel—

bare Schädigungsfdlgen dar (BSGE 17, 60, 61; 25, 165, 166;

Rüfner, Soziales Entschädigungsrecht (Kriegsopferversorgung)

in : Sozialrechtsprechung, Festschrift zum 25—jährigen Bestehen

des BSG, 1979, Bd. 1, 591, 411 f). Die in Betracht kommenden

gesundheitlichen Störungen können jedoch nicht der Hirn—

schädigung iS des 5 55 Abs 1 Satz 4 BVG zugerechnet werden,
weil es sich nicht um ein von der Hirnsubstanzschädigung aus—

gehendes krankhaftes Zustandsbild mit seinen typischen

— symptomatischen —
Äußerungsformen handelt (BSG SozR Nr 19

zu 5 55 BVG; SozR 5100 5 55 Nrn 6 und 10). Die Thorotrast—
einlagerungen und die hierdurch bedingten Schäden befinden

sich nicht im Gehirn; sie gehen auch nicht vom Gehirn aus
oder wirken auf seine Funktion zurück. Deshalb können sie

nicht mit der Hirnschädigung gleichgesetzt werden.

Die im Revisionsverfahren aufgestellte Behauptung, bei dem

Beschädigten sei seit November 1977 eine weitere Lähmung

eingetreten, er sei dadurch hilflos geworden, ist in diesem

Rechtszuge als neues Vorbringen unbeachtlich. Denn das Revi—

sionsgericht ist an die in der angefochtenen Entscheidung

...7.
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getroffenen Feststellungen gebunden, soweit dagegen keine

zulässigen und begründeten Rügen geltend gemacht Werden sind

(@ 165 SGG). Indessen ist zu beachten, daß der Bescheid vom“

8. Januar 1979 über die Gewährung einer Pflegezulage ab

1. März 1978 als mit der Klage beim SG angefochten gelten

könnte (5 171 Absi?3GG)‚ Dieser Bescheid hat den angefoch—
tenen Bescheid vom 8. Juli 1970 in Gestalt des Widerspruchs—

bescheids vom 18„ Februar 1972 abgeändert. In dem ersten Be—

scheid war eine Pflegezulage überhaupt abgelehnt werden. Mit

der Gewährung der Pflegezulage aufgrund des neuen Beschéides

ist in derselben Sache ein weiterer Verwaltungakt erlassen

und insoWeit der alte abgeändert werden. Inwieweit der Ver—-
waltungsakt, der wie im-vorliegenden Rechtsstreit die Béschwef

gemindert hat, von 55 96, 171 Abs 2 SGG erfaßt wird, Wird

das SG zu prüfen haben. Es könnte zu erwägen sein, ob die

Pflegézulage wegen der Verschlimmerung der Schädigungsfolgen

bereits von einem früheren Zeitpunkt als dem 1. März 1978 an '

zu gewähren ist°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG„
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